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Wien, den 20.2.1986 

Sehr geehrte Damen und Herren Nationalräte! 

Stellungnahme zum: 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die Überlassung von 
Arbeitskräften geregelt, sowie das Arbeitsmarktförderungs­
gesetz geändert wird (Arbeitskräfteüberlassungsgesetz - AÜG): 

Der österreichische Bundesjugendring begrüßt die vorge­
schlagene Gesetzesform. Durch den Beschluß dieses Gesetzes 
wird eine deutliche Verbesserung für die Arbeitnehmer er­
reicht. Der österreichische Bundesjugendring ist grundsätz­
lich der Meinung, daß die Zulassung von Leiharbeitsfirmen 
unter strengen Auflagen steht. Außerdem muß eine möglichst 
starke arbeits- und sozialrechtliche Absicherung der Leih­
arbeitsnehmer vorgesehen werden. 

Stellungnahme zum: 

~ntwurf eines Bundesgesetzes üter die Sicherung des Arbeits­
platzes für zum Präsenz- oder Zivildienst einberufene Arbeit­
nehmer (Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz - APSG): 

Der ös~erreichische BundesjugendriLg begrüßt die geplanten 
Änderungen. 
Lediglich im § 7 war in der derzeit gültigen Form eine unserer 
Ansicht nach freiere Regelung festgelegt (6 Tage). 
Vor allen Dingen die Beweisführung des Verhinderungsfalles 
erscheint nicht nur rechtlich kompliziert, sondern auch auf­
grund der Unkenntnis des Sachverhaltes bei den meisten Arbeit­
nehmern schwer praktikabel zu sein. 
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Wir verbleiben mit den ~~sten'Grüßen 
für den 

(ff~Rl:::~HI eHEN BU~DESJUGENDRING 

~ tian A auser, - Reinhard Scheibelreiter 
Vorsitzender ',< 1. Sekretär 
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